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Wer VegüV kennt

Nun gilt es ernst: Die VegüV, auch be-
kannt als «Verordnung gegen übermässi-
ge Vergütung bei börsenkotieren Aktien-
gesellschaften» oder Verordnung zur 
Minder-Initiative ist seit rund zwei Mona-
ten in Kraft. 

Sie verlangt, dass sämtliche Vorsorge-
einrichtungen, die dem Freizügigkeitsge-
setz unterstehen, ihre Aktionärsstimm-
rechte von börsenkotierten Gesellschaften 
mit Sitz in der Schweiz spätestens ab 1. 
Januar 2015 wahrnehmen. Das heisst: Bis 
Ende Jahr müssen sie ihre Reglemente und 
Organisation entsprechend anpassen. Stif-
tungsräten und Geschäftsführern, welche 
die Stimmpflicht «wider besseres Wis-
sens» verletzen, drohen Geldstrafen bis zu 
180 Tagessätzen. 

Stiftungsräte versuchen nun ihre Regle-
mente in möglichst enger Anlehnung an 
die Verordnung zu formulieren. Pensions-
kassen müssen «im Interesse ihrer Versi-
cherten abstimmen», das sieht die Verord-
nung vor. Da sich dieses Interesse nicht 
einfach eruieren lässt, präzisiert sie: Das 
Interesse der Versicherten sei gewahrt, 
wenn das Stimmverhalten dem «dauern-
den Gedeihen der Vorsorgeeinrichtung» 
dient. Letztlich brummt sie es aber doch 
dem obersten Organ auf, Grundsätze fest-
zulegen, die das Interesse der Versicherten 
bei der Ausübung der Stimmrechte kon-
kretisieren. 

Ferner muss die geplante Umsetzung 
bereits beim Anpassen der Reglemente im 
Auge behalten werden: Hat die PK über-
haupt Aktien mit Stimmpflicht? Was ge-
schieht mit Kollektivanlagen, welche den 
Anlegern eine freiwillige Stimmabgabe 
ermöglichen? Wird ein Stimmrechtsbera-
ter hinzugezogen? Kann dieser das ganze 
Anlageuniversum abdecken? Wer füllt die 
Stimmkarten aus? Wie wird die Publikati-
onspflicht effizient umgesetzt?

Wer ratlos ist, was ein Stiftungsrat in 
Anlage- und Organisationsreglement fest-
halten muss, dem sei eine gesunde Portion 
Pragmatismus ans Herz gelegt: Zur Ver-
meidung von Strafandrohungen empfiehlt 
es sich, die Reglemente bis spätestens 
Ende Jahr der neuen Verordnung anzupas-
sen. Beim Verfassen der Grundsätze wird 
es sich aber aufdrängen, Formulierungen 
zu wählen, welche vage genug sind, um 
sämtliche potenziellen Interessen von Ver-
sicherten abzudecken. 

Stephan Skaanes, Luzius Neubert
PPCmetrics

Oberaufsichtskommission berufliche Vorsorge

Kriterien für unabhängige Vermögensverwalter
Am 1. Januar 2014 ist Artikel 48f der Ver-
ordnung über die berufliche Alters-, Hin-
terlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 
2) in Kraft getreten. Dieser Artikel zählt 
abschliessend diejenigen Personen und 
Institutionen auf, welche mit der Verwal-
tung von Vorsorgevermögen betraut wer-
den dürfen. Darunter fallen neben den 
registrierten Vorsorgeeinrichtungen und 
den Anlagestiftungen insbesondere An-
bieter, welche einer spezialgesetzlichen 
Finanzmarktaufsicht unterstellt sind. 

Zusätzlich kann die OAK BV weitere 
Personen oder Institutionen auf Gesuch 
hin zulassen. Dies betrifft vor allem die in 
der Schweiz tätigen unabhängigen Ver-
mögensverwalter, welche durch die neuen 
Vorschriften zwar nach wie vor keiner lau-
fenden Aufsicht unterstellt werden, aber 

neu der Zulassung durch die OAK BV be-
dürfen, wenn sie Vermögen der berufli-
chen Vorsorge verwalten wollen. 

Um die Rechtssicherheit zu garantieren 
und einen reibungslosen Übergang zum 
neuen Regime zu ermöglichen, wurden 
seitens der OAK BV bereits ab Mitte 2013 
rund 150 provisorische Zulassungen für 
Vermögensverwalter in der beruflichen 
Vorsorge erteilt.

Die OAK BV hat in der Zwischenzeit die 
Kriterien für die definitive Zulassung in ei-
ner seit 1. Januar 2014 geltenden Weisung 
konkretisiert. Im Vordergrund steht dabei 
die Gewährsprüfung betrieblicher, fachli-
cher und persönlicher Voraussetzungen. 
Die Zulassung der OAK BV gilt für drei 
Jahre und muss nach Ablauf erneuert wer-
den.  sk

Frühjahrssession

Krankenkassenprämien im Visier

In der Frühjahrssession der eidgnössi-
schen Räte wird am 19. März das Ja zur 
Masseneinwanderungs-Initiative für Ge-
sprächsstoff sorgen - in der Wandelhalle 
und in den Ratssälen. Für dieses Datum  
sieht das Programm des Nationalrats eine 
«aktuelle Debatte» vor. 

Wie gewöhnlich werden sich die eidge-
nössischen Räte aber dem gesamten The-
menspektrum widmen. In der ersten Ses-
sionswoche steht die Krankenversicherung 
im Zentrum. Der Nationalrat debattiert 

über die Volksinitiative «für eine öffentli-
che Krankenkasse» und über die Rückzah-
lung zu viel bezahlter Prämien, der Stän-
derat über den Risikoausgleich.

Für den Ständerat bringt die Frühjahrs-
session ein Novum: Erstmals werden die 
Mitglieder nicht mehr die Hand erheben, 
sondern elektronisch abstimmen. Ob - wie 
manche befürchten - sich dadurch die Dis-
kussionskultur ändert, wird sich zeigen. 
Die Frühjahrssession dauert vom 3. bis 
zum 21. März.  sk

In der nationalrätlichen Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit hatte die Initiative für «eine  
öffentliche Krankenkasse» keine Chance. Mit 16 zu 7 Stimmen bei 1 Enthaltung beantragt die Kommission 
die Initiative zur Ablehnung. Bild: Keystone
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